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Abschwächung der 
Konjunktur in Deutschland  
– was nun zu tun ist 

Alfred Boss, Carsten-Patrick Meier und 
Joachim Scheide 

 
 

Zusammenfassung: 

Wir halten es nicht für angemessen, auf die 
sich abzeichnende Schwäche der wirtschaftli-
chen Entwicklung in Deutschland mit einem 
Konjunkturprogramm zu reagieren. Es besteht 
das Risiko, dass ein solches Programm nicht 
wie gewünscht wirkt. Die Staatsverschuldung 
würde auf jeden Fall steigen. Wichtig wäre es 
dagegen, das mittelfristige Wachstum zu för-
dern und die Anreize für mehr Beschäftigung 
zu erhöhen. Solche Maßnahmen hätten den po-
sitiven Nebeneffekt, dass sie gleichzeitig auch 
die konjunkturelle Lage in diesem und im kom-
menden Jahr verbessern würden. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Nach zwei Jahren kräftiger Produktionssteige-
rungen wird sich die Konjunktur in Deutsch-
land im Verlauf des Jahres 2008 voraussicht-
lich spürbar abschwächen. Derzeit wird darüber 
diskutiert, ob man in Deutschland ein ähnliches 
Konjunkturprogramm auflegen sollte wie in den 
Vereinigten Staaten, um dem entgegenzuwir-
ken. So wird etwa im Bundeswirtschaftsminis-
terium über ein Steuersenkungsprogramm zur 
Stützung der Konjunktur nachgedacht. Zu be-
denken ist aber zum einen, dass die Ausgangs-
situation für beide Länder unterschiedlich ist. 
Zum anderen ist zu berücksichtigen, dass be-
züglich der Erfolgschancen einer antizyklischen 
Finanzpolitik generell Skepsis angebracht ist. 
Im Folgenden wird die These vertreten, dass es 
besser ist, die Wirtschaftspolitik in Deutschland 
mittelfristig auszurichten sowie weitere Arbeits-
marktreformen in Angriff zu nehmen. 

Renaissance der antizyklischen 
Finanzpolitik? 
 

 
Für die Vereinigten Staaten ist zum jetzigen 
Zeitpunkt nicht auszuschließen, dass die Wirt-
schaft in eine Rezession gerät. Die sich anbah-
nende Konjunkturschwäche ist im Wesentli-
chen die Folge des Booms am Immobilienmarkt 
und einer zwangsläufigen Korrektur der damit 
verbundenen Übersteigerungen. Dabei sieht die 
amerikanische Regierung, ebenso wie offenbar 
die Notenbank, die Gefahr, dass die Korrektur 
nicht „sanft“ erfolgt, sondern es zu einem „Un-
terschießen“ kommt und die Wirtschaft somit 
in einen Abwärtssog oder in eine Krise gerät, 
die sich möglicherweise nur schwer überwinden 
lässt. Ob es gelingen kann, diese Gefahr durch 
ein Konjunkturprogramm abzuwenden und ob 
massive Zinssenkungen dabei das richtige Re-
zept sind, kann man bezweifeln (Gern et al. 
2008: Kasten 1). Unabhängig davon ist die Si-
tuation für Deutschland weit weniger prekär, 
denn der Dämpfer für die Konjunktur kommt 
„nur“ aus dem Ausland. Zudem haben sich die 
fundamentalen Bedingungen in der deutschen 
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Wirtschaft in den vergangenen Jahren deutlich 
gebessert (Boss et al. 2007b), so dass negative 
Schocks nicht unbedingt dazu führen, dass die 
gesamtwirtschaftliche Produktion stagniert oder 
sogar sinkt. Ein Beleg dafür ist die Entwicklung 
im Jahr 2007, als sich die deutsche Konjunktur 
relativ robust gegenüber Schocks vonseiten der 
Finanzpolitik einerseits und des Auslands ande-
rerseits zeigte. 

Generell verhält sich die Wirtschaftspolitik 
über den Konjunkturzyklus hinweg nicht voll-
kommen passiv, selbst wenn sie auf eine aktive 
Konjunkturpolitik verzichtet. So gibt es in der 
Finanzpolitik die automatischen Stabilisatoren, 
die dazu beitragen, die Konjunkturschwankun-
gen zu glätten. Sie wirken beispielsweise da-
durch, dass im konjunkturellen Abschwung die 
Steuereinnahmen weniger sprudeln und die 
Ausgaben für die Arbeitslosenunterstützung zu-
nehmen – mit dem Effekt, dass der Budgetsaldo 
sinkt. Umgekehrt verhält es sich im Auf-
schwung. Dieser Mechanismus ist vergleichbar 
mit einer „automatischen“ Reaktion durch die 
Geldpolitik. Im Rahmen etwa der Taylorregel, 
die gemeinhin als eine geeignete – wenn nicht 
sogar die beste – Strategie für eine Notenbank 
angesehen wird, reagiert die Notenbank mit ei-
ner Änderung ihrer Zinsen auf konjunkturelle 
Ausschläge. Vorrangig ist diese Strategie aber 
auf das Ziel der Preisniveaustabilität ausge-
richtet; denn nur eine niedrige und schwan-
kungsarme Inflationsrate gewährleistet, dass 
Änderungen der relativen Preise von den 
Marktteilnehmern erkannt werden und damit 
das Wachstumspotential der Volkswirtschaft 
ausgeschöpft wird. Sowohl für die gesamtwirt-
schaftliche Wohlfahrt als auch für die Glaub-
würdigkeit der Notenbank ist es entscheidend, 
dass das Ziel einer stabilen und niedrigen In-
flationsrate dauerhaft erreicht wird. Eine solche 
Regelbindung lässt sich auf die Finanzpolitik 
übertragen. Dann ist das Ziel, das mittelfristig 
einzuhalten ist, eine niedrige und stabile Schul-
denquote. Sie ist notwendig, um die Steuerbe-
lastung dauerhaft niedrig und damit wachs-
tumskompatibel zu halten. Will die Finanzpoli-
tik dieses Ziel erreichen, muss sie – ebenso wie 
die Geldpolitik – symmetrisch sein, d.h. im Ab-
schwung positive Impulse geben, im Auf-
schwung aber den Produktionsanstieg bremsen. 

Genau dies wird durch die automatischen Sta-
bilisatoren erreicht.  

Die Wirkungen der automatischen Stabilisa-
toren können aber durchaus unterschiedlich 
stark sein. In den Vereinigten Staaten sind sie 
relativ schwach ausgeprägt, was mit der schwä-
cheren Steuerprogression und der weniger um-
fangreichen Arbeitslosenunterstützung zusam-
menhängt. Dies mag ein Grund dafür sein, dass 
die amerikanische Regierung ein Konjunktur-
programm verabschiedet hat. In Deutschland 
haben die automatischen Stabilisatoren wie in 
vielen anderen europäischen Ländern ein grö-
ßeres Gewicht. Aufgrund der Fortschritte bei 
der Konsolidierung der öffentlichen Haushalte 
in den vergangenen Jahren erlaubt es die 
finanzielle Situation des Staates nun auch, diese 
Stabilisatoren frei wirken zu lassen. Dies war in 
den Jahren 2001 bis 2005 nicht immer 
möglich, da das Budgetdefizit damals hoch war 
und die Vorgabe des Maastrichter Vertrages 
nicht eingehalten wurde. Sollte es also zu einer 
konjunkturellen Abschwächung kommen, die in 
der hier vorliegenden Prognose unterstellt ist, 
würden die konjunkturbedingten Mehrausga-
ben bzw. Mindereinnahmen auf jeden Fall hel-
fen, die gesamtwirtschaftliche Entwicklung zu 
stabilisieren. 

Trotz der automatischen Stabilisatoren in der 
Finanzpolitik wird es jedoch weiterhin kon-
junkturelle Schwankungen geben, und auch 
eine besonders reagible Geldpolitik wird kon-
junkturelle Ausschläge kaum vollständig glätten 
können. Die Frage ist daher, ob die Finanzpoli-
tik über die Automatismen hinaus versuchen 
sollte, die Konjunktur zu steuern. Theoretisch 
ist es denkbar, dass die Finanzpolitik stärker 
antizyklisch ausgerichtet ist. So könnte sie in 
einer Schwächephase der Konjunktur zusätzli-
che Impulse durch Ausgabenprogramme oder 
durch Steuersenkungen geben. Voraussetzung 
für die Nachhaltigkeit einer solchen Politik ist 
jedoch, dass das mittelfristige Ziel eingehalten 
wird. Der Kurs muss also symmetrisch gefahren 
werden, das heißt, in Zeiten guter Konjunktur 
müsste eine restriktive Politik betrieben wer-
den, so dass mittelfristig – also etwa über einen 
Konjunkturzyklus hinweg – die Verschuldungs-
quote konstant bleibt.  
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Wichtig wäre dann, dass eine solche antizyk-
lische Politik einer festen Regelankündigung 
unterworfen wäre, um Zielverfehlungen mög-
lichst gering zu halten (Kydland und Prescott 
1977). Eine diskretionäre Geldpolitik läuft Ge-
fahr, dass die Inflationsrate höher ausfällt, als 
es wünschenswert ist, weil es für die Politik 
immer Anreize gibt, eine expansivere Politik zu 
betreiben. Analog bestehen für die Finanzpoli-
tik Anreize, die Konjunktur anzuregen, aber re-
striktive Maßnahmen zu unterlassen. Im Er-
gebnis steigt dann die Staatsverschuldung über 
das angestrebte Niveau hinaus. Der Anstieg der 
Staatsverschuldung in vielen Ländern, auch in 
Deutschland, zeigt, dass es bei einer nicht re-
gelgebundenen antizyklischen Finanzpolitik ei-
nen expansiven „bias“ gibt. Dies lässt sich bei-
spielsweise dadurch erklären, dass es politische 
Widerstände gibt, in einer Aufschwungphase 
einen restriktiven Kurs einzuschlagen, weil man 
meint, dadurch könne die Konjunktur abge-
würgt werden. Wegen der teilweise gravieren-
den Fehlentwicklungen besteht in der Literatur 
weitgehend Konsens, dass die Finanzpolitik re-
gelgebunden sein sollte. Allerdings belegen die 
jüngeren Erfahrungen mit der Einhaltung des 
Stabilitäts- und Wachstumspakts, dass es in der 
Praxis schwierig ist, eine strikte Regelbindung 
der Finanzpolitik durchzusetzen. 

Davon abgesehen bestehen weitere prakti-
sche Probleme bei der Umsetzung einer anti-
zyklischen Wirtschaftspolitik. So ist es schwie-
rig, eine Phase guter Konjunktur genau zu 
identifizieren. Die Schwierigkeiten, das (unbe-
obachtbare) Produktionspotential zu schätzen 
und somit auch das Vorzeichen und das Aus-
maß der Produktionslücke zu bestimmen, sind 
groß; die Bestimmung der Lücke ist sogar selbst 
im Nachhinein problematisch. Eine antizykli-
sche Finanzpolitik muss sich jedoch – was noch 
schwieriger ist – auf die Diagnose der aktuellen 
Lage und auf eine Prognose stützen. Dazu ge-
hört auch, dass man die Art und das Ausmaß 
von ökonomischen Schocks kennt und gut ab-
schätzen kann, wie sie sich auf die Konjunktur 
auswirken. All dies erschwert die Erfolgsaus-
sichten einer antizyklisch ausgerichteten Poli-
tik. 

Hinzu kommt, dass die Finanzpolitik nicht 
sehr rasch und flexibel reagieren kann. Wäh-
rend eine Notenbank ihre Zinsen von einem 
Tag auf den anderen herauf- oder herabsetzen 
kann und von daher in der Stabilitätspolitik 
„überlegen“ ist, sind die Entscheidungsprozesse 
in der Politik ungleich langwieriger. In dem fö-
deralen System Deutschlands müssen häufig 
mehrere Instanzen über Gesetzesänderungen 
beraten und beschließen, und nicht selten 
kommt es dabei zu politischen Interessenkon-
flikten, welche die Entscheidungen verzögern. 
So kann es sein, dass Maßnahmen zu spät er-
griffen werden und daher nicht antizyklisch, 
sondern prozyklisch wirken. Erschwerend 
kommt hinzu, dass es nicht sehr viele Maßnah-
men gibt, die sich schnell umsetzen lassen. Bei-
spielsweise lassen sich staatliche Investitionen 
wie der Bau von Straßen oder von Schulen nicht 
leicht um ein Jahr vorziehen. Besser geeignet 
wären daher Änderungen bei den Steuern, vor-
ausgesetzt, sie lassen sich schnell beschließen. 
Und es muss sichergestellt sein, dass die Maß-
nahmen befristet sind bzw. wieder umgekehrt 
werden, wenn sich die Konjunkturlage ändert. 
Nur dann ist die Finanzpolitik symmetrisch 
ausgerichtet. Wegen dieser Schwierigkeiten bei 
der Umsetzung kann es sein, dass die Finanz-
politik nicht den gewünschten stabilisierenden 
Effekt auf die Konjunktur hat, sondern sogar 
prozyklisch wirkt. Auch deshalb plädieren viele 
Ökonomen dafür, lediglich die automatischen 
Stabilisatoren wirken zu lassen (vgl. z.B. Taylor 
2000).  

Eine Maßnahme, die dieses Problem umgeht, 
sind die Steuergutscheine, die im Rahmen des 
diesjährigen Konjunkturprogramms in den 
Vereinigten Staaten ausgegeben werden. Sie 
wurden rasch beschlossen und können schnell 
verteilt werden. Allerdings muss noch sicherge-
stellt werden, dass die Finanzpolitik den Impuls 
zu einem späteren Zeitpunkt wieder zurück-
nimmt und dafür sorgt, dass die Staatsver-
schuldung wieder gesenkt wird. Dabei muss je-
doch beachtet werden, wie finanzpolitische 
Maßnahmen die Erwartungen der Konsumen-
ten und Investoren beeinflussen. Wenn diese 
vorausschauend handeln, werden sie aufgrund 
der Steuersenkungen heute Steuererhöhungen 
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in der Zukunft erwarten, insbesondere, wenn 
die Finanzpolitik einer symmetrischen Regel 
folgt, also bereits im folgenden Aufschwung die 
Steuersenkung wieder zurücknehmen wird. Dies 
kann dazu führen, dass die privaten Akteure 
ihre Ausgaben nicht oder nur wenig erhöhen 
und somit der erwünschte Effekt nicht eintritt 
oder nur gering ist.1 Alles in allem scheinen die 
Erfolgschancen einer antizyklischen Finanzpoli-
tik sehr begrenzt zu sein. 

Finanzpolitik für mehr Wachstum 
und Beschäftigung 

 

 
Die Finanzpolitik sollte auf diskretionäre Maß-
nahmen wie kurzatmige Konjunkturprogramme 
verzichten. Vielmehr sollte sie dazu beitragen, 
dass das Wachstum des Produktionspotentials 
zunimmt. Ein Beitrag bestand in den vergange-
nen Jahren darin, die Staatsausgaben langsa-
mer als zuvor auszuweiten und so die Staatsaus-
gaben im Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt 
deutlich zu senken. So konnte nicht nur das 
Budgetdefizit abgebaut werden, auch entstand 
Spielraum für mehr Investitionen. Bei einer 
Fortsetzung der Ausgabendisziplin und bei 
mehr Ehrgeiz bei der Senkung von Subventio-
nen entstünden weitere Spielräume, die für all-
gemeine Steuersenkungen genutzt werden 
sollten.2 Zwar haben einige Vertreter der Bun-
desregierung eine umfassende Reform der Ein-
kommensteuer ebenso wie Steuersenkungen für 
absehbare Zeit ausgeschlossen, und es erscheint 
daher unrealistisch, dass solche Maßnahmen im 
kommenden Jahr umgesetzt werden. Eine Mi-
nimallösung wäre es aber, die heimlichen Steu-
ererhöhungen zu vermeiden.3 Unterbleibt näm-
____________________ 
1 Vgl. zu den so genannten nichtkeynesianischen Ef-
fekten EZB (2004). 
2 Zahlreiche Vorschläge liegen auf dem Tisch. Vgl. 
auch die Empfehlung für eine „qualitative Konsoli-
dierung“ in der Finanzpolitik durch die Projekt-
gruppe Gemeinschaftsdiagnose (2007: 56–60). 
3 Vielfach wird auch dieser Vorschlag abgelehnt mit 
dem Hinweis, für Steuersenkungen gebe es keinen 
Raum. Dies ist jedoch irreführend, denn der Vor-

lich bei zunehmenden Nominaleinkommen eine 
Anpassung der Grenz- und damit der Durch-
schnittssteuersätze, so steigt die Steuerbelas-
tung infolge heimlicher Steuererhöhungen, die 
Arbeitsanreize werden geschwächt, und das 
Wachstum des Produktionspotentials fällt ge-
ringer aus als sonst (Boss et al. 2007c: 62–63).4  

Dieses Problem ist von der Politik durchaus 
erkannt worden, und es gibt Überlegungen, et-
was gegen „heimliche Steuererhöhungen“ zu 
tun. Gegenwärtig wird aber offenbar vor allem 
erwogen, den Grundfreibetrag bei der Einkom-
mensbesteuerung deutlich zu erhöhen und die 
Grenzsteuersätze nur im unteren und mittleren 
Einkommensbereich zu senken. Dies wäre al-
lerdings ein wenig systematischer Schritt. Er 
würde zwar bedeuten, dass heimliche Steuerer-
höhungen vor allem bei den Gruppen, für die 
sie überproportional groß sind (IAW 2007), 
gemindert würden. Besser wäre es aber, die Ur-
sachen dafür, dass heimliche Steuererhöhungen 
die einzelnen Gruppen unterschiedlich treffen, 
zu beseitigen und gleichzeitig durch Indexie-
rung der relevanten Freibeträge und des ge-
samtem Steuertarifs das Problem grundlegend 
zu lösen. Dann würde auch vermieden, dass die 
Steuerprogression noch steiler wird und dass 
das Problem „heimliche Steuererhöhungen“ 
verschärft wird. Im Übrigen würde dann nicht 
tendenziell der Konsum gestärkt, was kon-
junkturpolitisch gewollt sein mag. Auch würde 
die Investitionstätigkeit nicht beeinträchtigen 
und das Wachstum nicht geschwächt. Auch un-
ter diesem Aspekt ist eine systematische Pro-
blemlösung überlegen. 

____________________ 
schlag zielt lediglich darauf ab, eine Erhöhung der 
Steuerbelastung zu vermeiden. 
4 Seit der dritten Stufe der Einkommensteuerreform 
im Jahr 2005 ist die Steuerbelastung infolge heimli-
cher Steuererhöhungen nennenswert gestiegen und 
wird ohne eine Änderung des Einkommensteuerta-
rifs weiter zunehmen (vgl. auch BMWi 2007). Heim-
liche Steuererhöhungen lassen sich vermeiden, bei-
spielsweise durch eine Indexierung der Abzugsbe-
träge bei der Berechnung des zu versteuernden Ein-
kommens und des Einkommensteuertarifs entspre-
chend der durchschnittlichen Nominaleinkommens-
entwicklung (Boss, Boss und Boss 2008).  
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Arbeitsmarktreformen fortsetzen! 
 

 
Vor dem Hintergrund der wahrscheinlichen 
konjunkturellen Abschwächung erscheinen ei-
nige Maßnahmen, die der Staat in jüngster Zeit 
beschlossen hat, nicht nur als Dämpfer für das 
Potentialwachstum, sondern auch aus kon-
junkturpolitischer Sicht als kontraproduktiv. Zu 
den Beispielen zählen die Rücknahme einiger 
Arbeitsmarktreformen und die Einführung von 
Mindestlöhnen. Diese Maßnahmen wirken sich 
nicht nur mittelfristig negativ auf Wachstum 
und Beschäftigung aus, sie mindern die Ar-
beitsanreize für die Arbeitnehmer und die Ein-
stellungsbereitschaft der Unternehmen auch 
schon in der kurzen Frist und erweisen sich als 
Dämpfer für die Konjunktur. Kontraproduktiv 
wirkt ebenfalls, dass Vertreter der Politik, auch 
der Bundesregierung, dafür plädieren, die Ta-
riflöhne stark zu erhöhen. Dies wirkt den Er-
folgen entgegen, die in den vergangenen Jahren 
durch die Lohnzurückhaltung erreicht worden 
sind und die maßgeblich nicht nur zu dem sehr 
kräftigen Anstieg der Beschäftigung beigetragen 
haben, sondern auch zu dem derzeit noch an-
dauernden Aufschwung in der Gesamtwirt-
schaft. 

Allem Anschein nach fällt es der Bundesre-
gierung schwer, die in den vergangenen Jahren 
erzielten Erfolge der Wirtschaftspolitik offensiv 
zu vertreten und nun den Reformkurs fortzu-
setzen. Nicht nur werden Reformen, die positiv 
gewirkt haben, teilweise zurückgenommen. 
Zahlreiche Politiker plädieren sogar dafür, nun 
die Löhne stärker anzuheben, damit die Arbeit-
nehmer „am Aufschwung teilhaben“. Dies ist 
insofern zynisch, weil damit unterschlagen 
wird, dass die Zahl der Beschäftigten seit dem 
Jahr 2005 um rund 1,5 Millionen zugenommen 
hat und die Zahl der Arbeitslosen in ähnlichem 
Umfang gesunken ist. Die betroffenen Personen 
haben sicherlich von dem Aufschwung profi-
tiert, ebenso wie diejenigen, deren Arbeitsplatz 
nun sicherer geworden ist. Ferner verkennt die 
Diskussion über das angeblich fehlende „An-
kommen des Aufschwungs“ völlig, welche Situ- 
 

ation in Deutschland herrschte, als die Refor-
men auf dem Arbeitsmarkt eingeleitet wurden. 
Damals hatte sich das Wachstumstempo des 
Produktionspotentials abermals verlangsamt 
und bewegte sich auf die magere Rate von 1 
Prozent zu. Die Arbeitslosigkeit erreichte mit 
fast 5 Millionen Personen einen neuen Höchst-
stand, und die Sozialsysteme standen auf der 
Kippe. Im den Jahren 2003 und 2004 sprach 
man nicht nur in den Medien von Deutschland 
als dem „kranken Mann Europas“. Auch waren 
die Diagnosen durch die Ökonomen drama-
tisch.5 Was danach – in einem schwierigen 
politischen Prozess – gelang, war, die negativen 
Trends beim Potentialwachstum und bei der 
Beschäftigung zu stoppen. Nicht nur, aber auch 
durch die Arbeitsmarktreformen und die da-
durch induzierte Lohnzurückhaltung gelang es, 
das größte wirtschaftspolitische Problem in 
Deutschland zu mildern: Die extrem hohe Ar-
beitslosigkeit konnte erheblich gesenkt werden. 
Jetzt zu meinen, von diesem wirtschaftspoliti-
schen Kurs könne man nun wieder abweichen, 
ist gleichbedeutend mit der Aussage, dass die 
Arbeitslosigkeit in Deutschland auf ein akzep-
tables Niveau gesunken ist, man also auf Dauer 
mit einer Zahl von 3,5 Millionen Arbeitslosen 
zufrieden ist. 

Der seit dem Regierungswechsel zu be-
obachtende Stillstand bei den Arbeitsmarktre-
formen, der sich zuletzt zu einem Rückschritt 
fortentwickelt hat, und die geplante Ausweitung 
von gesetzlichen Mindestlöhnen auf weitere 
Branchen haben das Fundament des Auf-
schwungs bereits geschwächt. Im Jahr 2009 
dürfte angesichts deutlich steigender Löhne 
vonseiten der Arbeitskosten erstmals seit 2003 
praktisch kein Impuls auf die Beschäftigung 
ausgehen. Die preisliche Wettbewerbsfähigkeit 
wird sich, anders als in den Jahren zuvor, nicht 
verbessern, und die EZB wird die Zinsen auf ei-
nem höheren Niveau belassen müssen, als ihr 
bei einer moderateren Lohnpolitik möglich 
wäre. Will die Bundesregierung etwas für die 

____________________ 
5 Ein Beleg ist das Papier „Wege aus der Krise“ 
(Deutsche Bundesbank 2003). 
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Konjunktur (und das Wachstum) tun, so sollte 
sie den eingeschlagenen Kurs stoppen und um-
kehren. Weitere Arbeitsmarktreformen würden 
die Anreize für mehr Beschäftigung nicht nur 
mittelfristig erhöhen, sie wären auch ein „di-
rekter Weg, die Binnennachfrage zu stärken ... 
und die Abhängigkeit der Beschäftigungsquote 
vom Konjunkturzyklus zu verringern“ (Snower 
2008). Solche Reformen würden auch dazu 
beitragen, dass die Arbeitskosten nachhaltig 
langsamer steigen und von daher das Potenti-
alwachstum und die Beschäftigung gefördert 
werden.  

Wichtige Reformfelder, die bisher nicht an-
gegangen wurden, betreffen den Kündigungs-
schutz (Sachverständigenrat 2006a: Ziffern 
544–552) sowie die Arbeitsanreize im Niedrig-
lohnsektor bzw. für Langzeitarbeitslose; es lie-
gen zahlreiche Modelle zur Stärkung der An-
reize vor.12 Entsprechende Reformen würden 
nicht nur denjenigen nützen, die arbeitslos 
sind, sondern auch den Beschäftigten, denn de-
ren Reallöhne wären in der Zukunft höher als 
ohne Reformen. Die Verringerung des Beitrags-
satzes in der Arbeitslosenversicherung, die auch 
durch die Arbeitsmarktreformen möglich ge-
worden ist, zeigt, was möglich ist. Ferner gibt es 
einen Konsens, dass Mindestlöhne die Beschäf-
tigung nicht fördern, sondern sie in der Regel 
verringern. Auch hier hat der Staat eine Mitver-
antwortung. Nicht nur ermutigt die Bundesre-
gierung die Tarifparteien zu solchen Schritten, 
auch sorgt sie dadurch, dass sie Tarifverträge 
für allgemeinverbindlich erklärt, dafür, dass 
sich die negativen Wirkungen verfestigen. Auch 
mit Blick auf die Konjunktur ist es eine Min-
destanforderung an die Wirtschaftspolitik, die-
sen Kurs sofort zu beenden. 

Gestützt werden könnte der Aufschwung am 
Arbeitsmarkt angesichts der günstigen Per-
spektiven für die Finanzen der Bundesagentur 
für Arbeit schon im Verlauf des Jahres 2008  
 
 

____________________ 
12 Brown, Merkl und Snower (2007a, 2007b); Boss et 
al. (2007a); Sachverständigenrat (2006b); ifo 
(2007); Franz (2007); Breyer (2007); Dietz und 
Walwei (2007); Bonin et al. (2007). 

durch eine nochmalige Verringerung des Bei-
tragssatzes. Die Einnahmen der Bundesagentur 
werden im Jahr 2008 infolge der kräftigen Re-
duktion des Beitragssatzes zum Jahresbeginn – 
um 0,9 Prozentpunkte auf 3,3 Prozent – zwar 
sinken (Tabelle 1). Die Aufwendungen für das 
Arbeitslosengeld dürften aber wegen des Rück-
gangs der Arbeitslosigkeit deutlich abnehmen, 
obwohl das Arbeitslosengeld älteren Anspruchs- 
berechtigen länger als bisher gewährt werden, 
wenngleich nicht so lang wie vor der Reform im 
Rahmen der Agenda 2010. Das Defizit der Bun-
desagentur dürfte im Jahr 2007 nur rund 0,5 
Mrd. Euro betragen, obwohl der Bund Ausga-
ben auf die Bundesagentur verlagert hat und die 
Ausgaben für arbeitsmarktpolitische Maßnah-
men erheblich aufgestockt werden. Eine Ver-
ringerung des Beitragssatzes in der Arbeits-
losenversicherung auf 2,9 Prozent ist möglich 
 

Tabelle 1: 
Einnahmen und Ausgaben der Bundesagentur für Arbeit 2006–
2009 (Mrd. Euro) 

  2006   2007   2008a  2009a 

Beiträge 51,18 32,26 26,39b 27,32b
Umlagen 1,12 0,97 0,98 1,00
Verwaltungskosten-

erstattungen 2,36 2,43 2,48 2,53
Sonstige Einnahmenc 0,72 0,70 1,10 1,05
Zuschuss des Bundes 0,00 6,47 7,58 7,78

Einnahmen 55,38 42,84 38,53 39,68

Eingliederungstitel 2,48 2,51 2,98 3,06
Arbeitslosengeld 23,61 17,68 16,53 16,22
Kurzarbeitergeld, Transfer-

kurzarbeitergeld etc. 0,35 0,42 0,45 0,50
Umlagefinanzierte 

Ausgaben 1,09 0,95 0,95 0,98
Aussteuerungsbetrag/ 

Eingliederungsbeitrag 3,28 1,95 5,00 5,00
Verwaltungsausgaben 5,34 5,53 5,67 5,80
Sonstige Ausgabend 8,02 7,16 7,50 7,60

Ausgaben 44,17 36,20 39,08 39,16

Finanzierungssaldo 11,22 6,64 –0,55 0,52
aPrognose. — bBei einem Beitragssatz von 3,3 Prozent. — 
cUnter anderem Zinserträge (einschließlich der Erträge auf die 
bei der Deutschen Bundesbank angelegten Mittel). — dOhne 
die bei der Deutschen Bundesbank angelegten Mittel 
(„Zuweisung an den Versorgungsfonds“). 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit (lfd. Jgg.); eigene Berechnun-
gen und Prognosen. 
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(Boss 2007a, 2007b).6 Käme es dazu, so wären 
die Ausgaben der Bundesagentur in den nächs-
ten Jahren geringer als sonst, weil diese teil-
weise endogen sind. Vor allem aber wirkte sich 
eine Reduktion des Beitragssatzes positiv auf 
die Beschäftigung aus. Der Beitragssatz müsste 
im Falle einer normalen mittelfristigen wirt-
schaftlichen Entwicklung nicht so bald wieder 
angehoben werden. 
 

____________________ 
6 Eine Reduktion des Beitragssatzes um zusätzlich 
0,4 Prozentpunkte entspricht im Jahr 2008 – rein 
 rechnerisch – einer Verringerung des Beitragsauf-
kommens um 3,2 Mrd. Euro. 

Fazit 
________________________________________ 

 
Alles in allem halten wir es für nicht angemes-
sen, auf die sich abzeichnende Schwäche der 
wirtschaftlichen Entwicklung in Deutschland 
mit einem Konjunkturprogramm zu reagieren. 
Es besteht das Risiko, dass ein solches Pro-
gramm nicht wie gewünscht wirkt. Die Staats-
verschuldung würde auf jeden Fall steigen. 
Wichtig wäre es dagegen, das mittelfristige 
Wachstum zu fördern und die Anreize für mehr 
Beschäftigung zu erhöhen. Solche Maßnahmen 
hätten sicherlich den positiven Nebeneffekt, 
dass sie gleichzeitig auch die konjunkturelle 
Lage in diesem und im kommenden Jahr ver-
bessern würden. 
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